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Sowohl hinsichtlich des „Ange-
zeigtseins“ i.S.d. § 9 Abs. 1 StVollzG, als 
auch bei der dieser zugrunde liegenden 
Frage der Behandlungsfähigkeit, han-
delt es sich um unbestimmte, Rechts-
begriffe, die durch eine prognostische 
Einschätzung ausgefüllt werden, wo-
bei für die sachgerechte Ermittlung der 
Grundlage der Prognoseentscheidung 
die Sachnähe und das Erfahrungswis-
sen der Vollzugsbehörden unentbehr-
lich sind.

(OLG Hamm, Beschluss vom 3. Juli 2007 
–1 Vollz (Ws) 387/07)

Gründe: 

I.

Der Antragsteller wurde mit Urteil des 
Landgerichts vom .............. wegen se-
xueller Nötigung, Vergewaltigung und 
Bedrohung zu einer Gesamtfreiheits-
strafe von 15 Jahren verurteilt, welche 
am 28.02.2009 verbüßt sein wird. Im 
Anschluss wird die gleichfalls angeord-
nete Sicherungsverwahrung vollstreckt 
werden.

Bereits im Jahre 2003 hatte der An-
tragsteller seine Verlegung in eine so-
zialtherapeutische Anstalt beantragt. 
Dies wurde durch die Antragsgegne-
rin unter Hinweis auf seine fehlende 
Behandlungsfähigkeit abgelehnt. Das 
Landgericht Aachen hat den Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung‘ schließ-
lich am 24.05.2005 verworfen, da der 
Antragsteller nicht bereit sei, mit dem 
Anstaltspsychotogen der JVA zusam-
menzuarbeiten und deshalb therapi-
eunfähig sei.

Am 16.01.2006 erfolgte die Fortschrei-
bung des Vollzugsplans, in der erneut 
die Verlegung in eine sozialtherapeu-

tische Abteilung nicht befürwortet 
wurde, da der Antragsteller nach wie 
vor unzureichend behandlungsfä-
hig sei. Mit weiterem Schreiben vom 
01.03.2006 lehnte die Antragsgegnerin 
die Verlegung des Antragstellers in eine 
sozialtherapeutische Anstalt nochmals 
schriftlich ab. Der hiergegen gerichtete 
Widerspruch des Antragstellers wur-
de mit Bescheid des Präsidenten des 
Landesjustizvollzugsamtes NW vom 
19.06.2006 zurückgewiesen. Zur Be-
gründung wurde ausgeführt, nach der 
letzten Entscheidung des Landgerichts 
Aachen vom 24.05.2005 seien Ände-
rungen, die nunmehr eine Aufnahme 
in eine sozialtherapeutische Abteilung 
rechtfertigen wurden, nicht eingetreten. 
Auch die zwischenzeitlich geführten 
Gespräche mit dem Anstaltsgeistlichen 
und einer ehrenamtlichen Betreuerin, 
einer ehemaligen Jahrespraktikantin, 
hätten keinen therapeutischen Hinter-
grund und seien somit nicht geeignet, 
die Behandlungsfähigkeit des Antrag-
stellers nunmehr zu bejahen.

Mit Schriftsatz seiner Verfahrensbevoll-
mächtigten vom 24.07.2006 hat der 
Antragsteller hiergegen Antrag auf ge-
richtliche Entscheidung gestellt und 
im Wesentlichen ausgeführt, dass die 
letzte Beurteilung seiner Behandlungs-
fähigkeit aus dem Jahre 2004 resultiere 
und somit keine ausreichende Entschei-
dungsgrundlage darstelle. Mit Beschluss 
vom 13.11.2006 hat die Strafvollstre-
ckungskammer eine externe Begutach-
tung des Antragstellers bei dem Sach-
verständigen Dr. .................... in Auftrag 
gegeben und den Antragsgegner nach 
Eingang des Gutachtens mit Beschluss 
vom 03.05.2007 verpflichtet, den An-
tragsteller in eine sozialtherapeutische 
Anstalt zu verlegen. Die Antragsgegne-
rin sei bei ihrer Entscheidung von einem 
unzureichend ermittelten Sachverhalt 
ausgegangen und hätte insofern die 
Grenzen ihres Beurteilungsspielraums 
nicht eingehalten. Zur Frage, ob eine 
Verlegung in eine sozialtherapeutische 
Abteilung angezeigt sei, hätte sich die 
Antragsgegnerin nicht nur auf die letzt-
malige Begutachtung aus dem Jahre 

2004 stützen dürfen. Vielmehr habe 
sie unberücksichtigt gelassen, dass der 
Antragsteller in der Zwischenzeit Ge-
spräche mit dem Anstaltsgeistlichen 
und einer ehrenamtlichen Betreuerin 
geführt und regelmäßig am Sozialen 
Training teilgenommen habe. Aufgrund 
dieser geänderten Umstände hätte sich 
die Antragsgegnerin verpflichtet se-
hen müssen, den Antragsteller erneut 
sachverständig begutachten zu lassen. 
Nach der nunmehr erfolgten Begut-
achtung des Antragstellers durch den 
Sachverständigen ............ reduziere sich 
der Beurteilungsspielraum der Antrags-
gegnerin auf Null. Dieser habe in seinem 
Gutachten festgestellt, dass von einer 
Behandlungsfähigkeit des Antragstel-
lers auszugehen sei. Zwar fehle dem 
Antragsteller eine basale Konfliktlö-
sungsstrategie sowie auch die Möglich-
keit, eigene Anteile an Konflikten oder 
aber auch Gefühle von Ärger und Wut 
wahrzunehmen. Dementsprechend sei 
auch nicht innerhalb eines Zeitraumes 
von zwei Jahren eine wesentliche Bes-
serung zu erwarten. Jedoch könne ge-
rade die sozialtherapeutische Behand-
lung dazu dienen, dem Antragsteller in 
einem klaren, verbindlichen und gerade 
deswegen auch tragfähigen Setting zu-
mindest basale soziale Fertigkeiten zu 
vermitteln. Zwar ergäben sich bezüglich 
einer psychotherapeutischen Arbeit, 
insbesondere in Gruppensettings, ei-
nige Schwierigkeiten und begrenzte 
Erfolgsaussichten. Jedoch sei der An-
tragsteller prinzipiell durch psychothe-
rapeutische bzw. sozialtherapeutische 
Maßnahmen erreichbar. 
Gegen diese Entscheidung w
endet sich die Antragsgegnerin mit ih-
rer Rechtsbeschwerde, die entgegen 
der Vorschrift des § 118 Abs. 2 StVoll-
zG zwar weder Verfahrens noch Sach-
rügen enthält, sich nach ihrem Inhalt 
erkennbar aber auf eine Verletzung 
materiellen Rechts stützt. Die Strafvoll-
streckungskammer habe den Umfang 
der richterlichen Kontrolle durch die 
Beauftragung eines Sachverständigen 
überschritten. Dem Antragsgegner 
stehe bei der Anwendung des unbe-
stimmten Rechtsbegriffs „angezeigt“ 

§ 9 Abs. 1 StVollzG
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eine Einschätzungsprärogative zu. Be-
reits aus diesem Grund sei die Kammer 
nicht befugt gewesen, eigenständig 
neue Tatsachen durch die Beauftragung 
eines Sachverständigen zu ermitteln, 
um eine eigene Entscheidung vorzu-
bereiten. Darüber hinaus ergebe sich 
aus dem eingeholten Sachverständi-
gengutachten auch keine Reduzierung 
des Beurteilungsspielraums auf Null. 
Das Sachverständigengutachten könne 
die Entscheidung der Vollzugsbehörde 
nicht ersetzen, sondern sei lediglich ein 
Hilfsmittel der Entscheidungsfindung. 

II.

Die Rechtsbeschwerde der Antragsgeg-
nerin ist sowohl zur Fortbildung des 
Rechts als auch zur Sicherung der Ein-
heitlichkeit der Rechtsprechung nach § 
116 Abs. 1 StVollzG zulässig. Die Rechts-
beschwerde hat auch in der Sache - zu-
mindest einstweilen - Erfolg. Die ange-
fochtene Entscheidung ist nicht frei von 
Rechtsfehlern. Zwar hat die Strafvoll-
streckungskammer zutreffend darauf 
abgestellt, dass nach Maßgabe von § 
9 Abs. 1 StVollzG ein Rechtsanspruch 
auf eine Verlegung in eine sozialthera-
peutische Anstalt besteht, wenn diese 
angezeigt ist. Die Strafvollstreckungs-
kammer geht ferner zutreffend davon 
aus, dass dies dann der Fall ist, wenn 
keine allein in der Person des Antragstel-
lers liegenden Versagungsgründe der 
Annahme einer Eignung entgegenste-
hen (OLG Frankfurt am Main, Beschluss 
vom 27. August 2004, 3 Ws 845/04), 
namentlich fehlende Behandlungsbe-
reitschaft, fehlende Behandlungsbe-
dürftigkeit Behandlungsunwilligkeit 
oder Behandlungsunfähigkeit (vgl. 
auch Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, 
10. Aufl., § 9 Rdnr. 12). Rechtsfehler-
haft ist die angefochtene Entscheidung 
jedoch insofern, als die Strafvollstre-
ckungskammer aufgrund letztlich ei-
gener Prüfung und vorangegangener 
eigener Tatsachenermittlungen zu dem 
Ergebnis gelangt, eine Verlegung des 
Antragstellers In eine sozialtherapeu-
tische Einrichtung sei angezeigt. So-
wohl hinsichtlich des „Angezeigtseins“ 

i.S.d. § 9 Abs. 1 StVollzG, als auch bei 
der dieser zugrunde liegenden Frage 
der Behandlungsfähigkeit, handelt es 
sich um unbestimmte, Rechtsbegriffe, 
die durch eine prognostische Einschät-
zung ausgefüllt werden, wobei für die 
sachgerechte Ermittlung der Grundlage 
der Prognoseentscheidung die Sach-
nähe und das Erfahrungswissen der 
Vollzugsbehörden unentbehrlich sind 
(OLG Celle, Beschluss vom 20.04.2007, 
1 Ws 91/07). Dieser der Vollzugsbehörde 
zustehende Beurteilungsspielraum hat 
zur Folge, dass das Vorliegen der maß-
geblichen Voraussetzungen durch das 
Gericht nur eingeschränkt überprüfbar 
ist. Die Prüfungskompetenz des Ge-
richts ist hiernach darauf beschränkt, 
ob die Vollzugsbehörde von einem zu-
treffend und vollständig ermittelten 
Sachverhalt ausgegangen ist, ob sie 
ihrer Entscheidung den richtigen Begriff 
des Versagungsgrundes zugrunde ge-
legt und ob sie dabei die Grenzen des ihr 
zustehenden Beurteilungsspielraums 
eingehalten oder allgemeine Wertmaß-
stäbe missachtet hat oder ob sie sich 
von sachfremden Erwägungen hat lei-
ten lassen (Calliess/Müller-Dietz, § 115 
Rdnr. 22). Ist die Sache nicht spruchreif, 
weil die Vollzugsbehörde den Sachver-
halt nicht ausreichend aufgeklärt hat, ist 
der angefochtene Bescheid aufzuheben 
und die Vollzugsbehörde zu verpflich-
ten, den Antragsteller unter Beachtung 
der Rechtsauffassung der Strafvollstre-
ckungskammer neu zu bescheiden, § 
115 Abs. 4 StVollzG. Das Gericht darf 
die Prognose der Vollzugsbehörde nicht 
durch seine eigene ersetzen. Infolge-
dessen ist es auch nicht seine Aufgabe, 
Tatsachen selbst zu ermitteln, welche 
die angefochtene Entscheidung recht-
fertigen könnten, von der Vollzugsbe-
hörde aber bisher nicht berücksichtigt 
worden sind (BGHSt 30, 320; ständige 
Rechtsprechung des Senats, vgl. nur 
NStZ-RR 1997,63). 

Die Strafvollstreckungskammer war da-
her nicht befugt, sich durch Einholung. 
eines neuen Sachverständigengutach-
tens eine neue Erkenntnisquelle zu ver-
schaffen und auf dieser - veränderten 

- Grundlage die Entscheidung der Voll-
zugsbehörde zu überprüfen. In diesem 
Fall füllt sie den der Vollzugsbehörde 
zustehenden Beurteilungsspielraum in 
unzulässiger Weise mit eigenen Erwä-
gungen aus. Insoweit geht die Straf-
vollstreckungskammer im übrigen fehl, 
wenn sie die Auffassung vertritt, durch 
eine sachverständige Begutachtung 
werde die Einschätzung der Verwal-
tungsbehörde ersetzt, so dass der Beur-
teilungsspielraum auf Null reduziert sei 
und von einem unbestimmten Rechts-
begriff nicht mehr ausgegangen wer-
den könne. Auch nach Einholung eines 
Gutachtens hat der Leiter der Justizvoll-
zugsanstalt die Eignungsprüfung mit 
einer eigenen Wertung abzuschließen, 
wobei insbesondere das Verhalten des 
Antragstellers im Vollzug und die lang-
jährig mit ihm gemachten Erfahrungen 
Berücksichtigung finden. 

Die Strafvollstreckungskammer hat da-
mit durch ihre Vorgehensweise den ihr 
zugewiesenen Prüfungsrahmen bezüg-
lich der Entscheidung der Vollzugsbe-
hörde überschritten, so dass allein aus 
diesem Grund die Entscheidung auf-
zuheben war. Obgleich Fehler der An-
tragsgegnerin bei der Ausübung ihres 
Beurteilungsspielraums nicht erkenn-
bar sind, war auch deren Entscheidung. 
aufzuheben. Da durch die Einholung 
des Sachverständigengutachtens des 
............... neue Erkenntnisquellen für die 
Beurteilung der Behandlungsfähigkeit 
des Antragstellers vorliegen, war die 
Antragsgegnerin zu verpflichten, unter 
Beachtung der geänderten Sachlage 
sowie der Rechtsauffassung des Senats 
erneut zu entscheiden. Für die nunmeh-
rige Beurteilung der Behandlungsfä-
higkeit weist der Senat darauf hin, dass 
sich wohl auch aus dem Gutachten des 
Dr. ........... eine Reduzierung des Beur-
teilungsspielraums auf Null ergeben 
dürfte, zumal auch dieser erhebliche 
Schwierigkeiten bei der psychothera-
peutischen Behandlung des Antrag-
stellers erwartet. Nicht zu beanstanden 
dürfte ferner die von der Antragsgeg-
nerin erstmals in der Rechtsbeschwerde 
vertretene Auffassung sein, dass bei der 
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Beurteilung der Behandlungsfähigkeit 
auch das Alter des Antragstellers zu be-
rücksichtigen ist (Calliess/Müller-Dietz, 
§ 9 Rdnr. 14).
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